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Textliche Festsetzungen  

Ergänzend zum zeichnerischen Teil gelten folgende planungsrechtliche Festsetzungen und örtliche 
Bauvorschriften. 
 
Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) vom 08. Dezember 1986 (BGBl. I. S. 2253) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20.12.2023 (BGBl. I S. 394) m.W.v. 01.01.2024, in der derzeit aktuellen Fassung  
 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. 
I S. 132), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m. W. v. 07.07.2023, in der 
derzeit aktuellen Fassung  
 
§ 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 5. März 2010 (GBl. Nr. 7, S. 358), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.11.2023 (GBl. S. 422) m.W.v. 25.11.2023, in der derzeit aktuellen 
Fassung  
 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 27.06.2023 (GBl. S. 229) m.W.v. 01.07.2023, in der derzeit aktuellen 
Fassung  
 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert, in der derzeit aktuellen Fassung 
 
Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1.0 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 

WA 1, WA 2, WA 3 und WA 4 - Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO 
Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen (§ 4 Abs. 1 BauNVO). 

 
Zulässig sind gem. § 4 Abs. 2 BauNVO 
- Wohngebäude 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie 

nicht störende Handwerksbetriebe 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 

 
Nicht zulässig sind gem. § 1 Abs. 6 BauNVO 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes  
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe  
- Anlagen für Verwaltungen 
- Gartenbaubetriebe 
- Tankstellen 
 

 
2.0 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16 – 21a BauNVO) 

 
Das Maß der baulichen Nutzung ist durch die Grundflächenzahl (GRZ) festgesetzt. Die 
Festsetzungen zur Grundflächenzahl sind den Nutzungsschablonen in der Planzeichnung zu 
entnehmen. 
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3.0 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 und 23 BauNVO) 
 
Die Bauweise und die überbaubaren Grundstücksflächen (Baugrenzen) sind durch Planeintrag 
festgesetzt.  

 
WA 1 - Abweichende Bauweise – Hauptgebäude (Einzel- und Doppelhäuser) können innerhalb 
der Grundstücke unmittelbar an die Grundstücksgrenze gebaut werden, müssen es jedoch 
nicht. Die Vorgaben des baulichen Brandschutzes sind zwingend zu beachten.  
 
WA 2 - offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 
WA 3 - offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 
WA 4 - offene Bauweise, nur Einzelhäuser zulässig 

 
Auskragende oder vorgestellte Gebäudeteile, z.B. Balkone oder Erker, sind im Allgemeinen 
Wohngebiet an den straßenseitigen Fassaden nur zulässig, wenn sie vollständig innerhalb der 
Baubereiche liegen. 

 
 
4.0 Stellung der baulichen Anlagen (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

 
Die im zeichnerischen Teil eingetragene Hauptfirstrichtung ist für die Hauptgebäude zwingend 
einzuhalten. Eine Abweichung davon um höchstens 10 Winkelgrade nach jeder Seite kann 
zugelassen werden. Dies gilt nicht bei Garagen und Nebenanlagen (siehe Örtliche 
Bauvorschriften). 
 
 

5.0 Garagen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 und § 23 Abs. 5 BauNVO) 
 
Garagen, Carports, Stellplätze und Nebenanlagen sind sowohl innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche als auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. 

 
 
6.0  Zahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 

Die zulässige Anzahl der Wohnungen ist durch Planeintrag festgesetzt. 
 
 
7.0  Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB und § 14 Abs. 2 BauNVO) 

 
Versorgungsanlagen sind sowohl innerhalb als auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig. 

 
 
8.0  Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
8.1  Artenschutz Vögel und Fledermäuse 

Bei geplanten baulichen Veränderungen an Gebäuden muss zunächst das Vorkommen von 
Fledermäusen im Rahmen einer Untersuchung einzelfallbezogen überprüft werden, um das 
Töten von Individuen im Zusammenhang mit der Zerstörung der Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten zu vermeiden.  
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Ebenfalls muss bei geplanten baulichen Veränderungen an Gebäuden das Vorkommen von 
europäischen Vogelarten beachtet und wegfallende Fortpflanzungsstätten planungsrelevanter 
Vogelarten ersetzt werden. 
 
Der Umfang der bei den Einzelvorhaben ggf. notwendig werdenden artenschutzrechtlichen 
Untersuchung und die sich daraus bei Bedarf ergebenden Kompensationsmaßnahmen (bspw. 
Nistkästen) sind mit der Unteren Naturschutzbehörde frühzeitig abzustimmen. 

 
8.2 Außenbeleuchtung 

Die Außenbeleuchtung muss zum Schutz nachtaktiver Tiere im geringstmöglichen Umfang 
erfolgen. Dabei sind insektenfreundliche Leuchtmittel (LED bzw. Stand der Technik) mit einer 
warmen Farbtemperatur (max. 3.000 K) zu wählen. Die Ausrichtung der Leuchtmittel ist auf die 
zu beleuchtende Fläche nach unten ausstrahlend zu fokussieren. Zudem ist auf insektendichte 
Gehäuse und eine maximale Gehäuseoberflächentemperatur von 60°C zu achten. 
Lichtanlagen in Form einer flächigen Beleuchtung mit weitreichender Sichtwirkung sowie 
Anlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht sind unzulässig. 
 

8.3  Beleuchtung von Straßen- und Verkehrsflächen 
Die Verwendung von Quecksilberdampf-Hochdrucklampen (HQL) für die Beleuchtung von 
Straßen- und Verkehrsflächen wird ausgeschlossen. Zulässig sind ausschließlich Lampen mit 
einem Lichtspektrum von 500 Nm (z. B. Natriumdampf-Niederdrucklampen oder LED) mit einer 
Farbtemperatur von maximal 3.000 K, deren Gehäuse insektendicht abschließt und eine 
Abstrahlung nach oben und zur Seite über die Horizontale hinaus verhindert. 

 
 
9.0 Fläche für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)  

 
Im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans werden mit Leitungsrechten zu belastende 
Flächen festgesetzt.  
Auf den mit Leitungsrechten zugunsten der Versorgungsträger (Regenwasserkanal DN1200 die 
Stadt Kuppenheim und der Wasserleitung DN200 die „eneREGIO GmbH) zu belastenden 
Flächen sind weder bauliche Anlagen noch tiefwurzelnde Bäume und Sträucher zulässig. Es 
dürfen keine Maßnahmen durchgeführt werden, die den Bestand oder Betrieb der Leitungen 
beeinträchtigen oder gefährden. 
 

 
10.0 Flächen zur Herstellung des Straßenkörpers (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 
 

Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, die zur Herstellung der öffentlichen 
Verkehrsflächen erforderlich sind, sowie erforderliche Straßenbeleuchtungen und 
Straßenbeschilderungen sind auf den privaten Baugrundstücken zu dulden. 

 
 
 
 
 
Kuppenheim, den   
Karsten Mußler, Bürgermeister  
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Örtliche Bauvorschriften 
 
1.0 Dächer und Dachaufbauten (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
 

Die Dachform der Hauptgebäude und die jeweils zulässige Dachneigung sind durch 
Planeintrag festgesetzt.  
 
Als Dachform für Garagen, Carports und sonstige bauliche Nebenanlagen sind geneigte 
Dächer mit einer Dachneigung von max. 12° oder extensiv begrünte Flachdächer (0-4°) 
zulässig. 
Ebenfalls zulässig ist die Übernahme von Dachform und Dachneigung des Hauptdaches. 
  

1.1 Dachbegrünung  
 
Alle Flachdächer (Dachneigung 0-4°) sind dauerhaft und fachgerecht extensiv zu begrünen. 
 
Davon ausgenommen sind Dachflächenbereiche bis zu 30 % der Dachfläche, die für 
erforderliche haustechnische Einrichtungen, Tageslicht-Beleuchtungselemente oder für 
Dachterrassen genutzt werden sowie Dachflächen von untergeordneten Bauteilen wie Erker 
und Vordächer etc. 
Die Pflege bzw. Unterhaltung der begrünten Dachflächen darf ausschließlich mit einem 
naturnahen und grundwasserunschädlichen Dünger erfolgen. 

 
1.2 Dachaufbauten 
 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind zulässig. 
 
Dachaufbauten, die der Energiegewinnung dienen, sind zulässig und müssen entsprechend 
den Vorgaben der Klimaschutzgesetzgebung von Bund und Land ausgeführt werden. 
Die Anordnung von Aufbauten für Photovoltaikanlagen und Anlagen zur solarthermischen 
Nutzung entbindet nicht von der vorgeschriebenen Dachbegrünung und darf deren 
Wasserrückhaltefunktion nicht beeinträchtigen. 

 
Dachaufbauten, die der Energiegewinnung dienen, sind bei Flachdächern um das Maß ihrer 
Höhe ab Oberkante Attika von der Gebäudekante abzurücken 
Die Befestigungen der Aufbauten sind so auszuführen, dass sie nicht zur Reduzierung des 
Volumens des Schichtaufbaus der Dachbegrünung führen. 

 
Photovoltaikmodule sind gemäß dem Stand der Technik reflexionsarm auszuführen. 

 
Im Zusammenhang mit einer naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung sind 
Dachflächen und Dachinstallation aus unbeschichteten Materialien Kupfer, Zink, Blei und 
Aluminium unzulässig. 
 

 
2.0  Gestaltung von Doppelhäusern (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO) 
 

Bei der Errichtung von Doppelhäusern ist durch gemeinsamen oder gleichzeitig eingereichten 
Bauantrag bzw. durch eine Baulast sicherzustellen, dass Traufhöhe, Dachform, Dachneigung 
sowie Farbe und Material der Dachdeckung einheitlich ausgeführt werden. 
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3.0 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)   
  
 Die unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sind - mit Ausnahme von Zufahrten, 

Zugängen, zulässigen Stellplätzen sowie den zulässigen Nebenanlagen – als 
Vegetationsflächen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. 

 
Die Grünflächengestaltung mit Schotter oder anderen anorganischen Materialien ist nicht 
zulässig. Auf die Anforderungen aus § 9 Abs. 1 LBO BW und § 21a NatSchG BW wird 
verwiesen. 

 
Befestige Flächen und PKW-Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen wie 
Fugenpflaster, Rasengittersteinen, Rasenwabensteinen, Schotterrasen, Feinschotter aus 
kornabgestuftem Mineralgemisch, versickerungsfähigem Pflaster oder vergleichbaren 
Materialien zu befestigen, soweit deren Funktion dadurch nicht unzumutbar beeinträchtigt wird 
und eine Gefährdung des Grundwassers nicht zu befürchten ist. 

 
 Aufschüttungen und Abgrabungen, Stützmauern 

Die Geländeverhältnisse zwischen Erschließungsstraße und Grundstück sind einander 
anzugleichen, ebenso die Geländeverhältnisse benachbarter Grundstücke. 
Höhenunterschiede sind durch Abböschungen und/oder Stützmauern auf dem eigenen 
Grundstück auszugleichen. 
Abtragungen und Aufschüttungen für andere Zwecke sind außerhalb der Baufenster 
unzulässig. 

 
 Einfriedungen 

Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen sind bis zu einer maximalen Höhe von 1,60 m 
zulässig. Höhenbezugspunkt ist die Oberkante Achse der Straße in Grundstücksmitte. Alle 
übrigen Einfriedungen dürfen eine Höhe von 1,80 m nicht überschreiten. Das Nachbarrecht ist 
zu beachten. 
Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig. 
 
 

3.0  Stellplatzverpflichtung (§ 74 Abs. 2 Nr. 2 LBO)  
 
Die Anzahl der auf dem Grundstück nachzuweisenden notwendigen Stellplätze für Wohnungen 
wird auf 1,5 Stellplätze pro Wohneinheit festgesetzt. Ergeben sich in der Summe der 
notwendigen Stellplätze Bruchteile, so wird die Zahl der Stellplätze aufgerundet. 

 
 
4.0  Niederspannungsfreileitungen (§ 74 Abs. 2 Nr. 5 LB) 
 

Niederspannungsfreileitungen sowie Kommunikationsfreileitungen sind, vorbehaltlich der 
Regelung in § 68 (3) Satz 2 und 3 Telekommunikationsgesetz (TKG), nicht zulässig. Die 
Leitungen sind erdverkabelt auszuführen. 

 
 
 
Kuppenheim, den   

Karsten Mußler, Bürgermeister  
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Hinweise 
 
1.0  Baufeldfreimachung 

Baufeldfreimachung und Rodung dürfen nur innerhalb der gesetzlich erlaubten Fristen 
(01.Oktober bis 28. Februar) durchgeführt werden. 

 
2.0 Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes/Erdaushub 

Auf die Bestimmungen der §§ 1a Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB), §§ 10 Nr. 3 und 74 
Abs. 3 Nr. 1 der Landesbauordnung (LBO) zur Vermeidung überschüssigen Bodenaushubs 
sowie insbesondere § 3 Abs. 3 des Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes LKreiWiG vom 17. 
Dezember 2020 wird hingewiesen:  
Bei der Ausweisung von Baugebieten sind neben den Abfallrechtsbehörden auch die 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger im Rahmen der Anhörung der Träger öffentlicher 
Belange gehalten, darauf hinzuwirken, dass ein Erdmassenausgleich durchgeführt wird.  
Dies soll insbesondere durch die Festlegung von erhöhten Straßen- und Gebäudeniveaus und 
Verwertung der durch die Bebauung zu erwartenden anfallenden Aushubmassen vor Ort 
erfolgen. In besonderem Maße gilt dies in Gebieten mit erhöhten Belastungen nach § 12 Absatz 
10 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung.  
Für nicht verwendbare Aushubmassen sollen entsprechende Entsorgungsmöglichkeiten 
eingeplant werden.  
Bei der Planung und Ausführung von Baumaßnahmen und anderen Veränderungen der 
Erdoberfläche im Planungsgebiet ist deshalb auf einen sparsamen und schonenden Umgang 
mit dem Boden zu achten und jegliche Bodenbelastung auf das unvermeidbare Maß zu 
beschränken.  
Der Bodenaushub ist, soweit möglich, im Plangebiet zur Geländegestaltung zu verwenden bzw. 
auf den einzelnen Baugrundstücken zu verwerten.  
  

3.0  Bau- und Kunstdenkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege  
Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt 
werden, sind gemäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu 
benachrichtigen.  
Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder 
Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum 
Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 84 – 
Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist  
einverstanden ist.  
Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der 
Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 

 
4.0  Bodenschutz 

Maßnahmen, die den Umgang mit Boden bzw. Bodenmaterial betreffen, sind rechtzeitig zu 
planen und ggf. im Rahmen eines Bodenmanagementkonzeptes mit dem Landratsamt 
Ortenaukreis abzustimmen. Dies betrifft z.B. Bodenverwertungskonzepte, Schutz des 
Oberbodens, Aufschüttungen sowie Sicherung und Verbesserung von Bodenfunktionen auf 
landwirtschaftlichen Flächen, Beachtung der Ausschlusskriterien in Wasserschutzgebieten  
(§ 12 Bundes-Bodenschutzverordnung). 
 
In den nicht zur Bebauung vorgesehenen Bereichen sind Bodenverdichtungen zu vermeiden, 
um die natürliche Bodenstruktur vor einer erheblichen und nachhaltigen Veränderung zu 
schützen. Die Befestigung oder Versiegelung von Flächen ist auf das notwendige Maß zu 
reduzieren. Bei allen Baumaßnahmen ist entsprechend DIN 18915 humoser Oberboden 
(Mutterboden) und Unterboden getrennt auszubauen, vorrangig einer Wiederverwertung 
zuzuführen und bis dahin getrennt zu lagern.  
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Für Aufschüttungen oder Auffüllungen ist unbelastetes, inertes Material zu verwenden. Als 
Lager sind Mieten vorzusehen, die den Erhalt der Bodenfunktionen gewährleisten (Schütthöhe 
maximal 2 m, Schutz vor Vernässung). Die lokalen bodenkundlichen Verhältnisse sowie 
Bewertungen der Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
können unter https://maps.lgrb-bw.de/ in Form der BK50 abgerufen werden.  
Zur Bewertung des Schutzguts Boden sind die Bodenschätzungsdaten nach ALK und ALB 
vorzugsweise heranzuziehen. Diese werden beim LGRB vertrieben. 
Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- und 
Altlastengesetz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu 
achten. Generell der Hinweis, dass nach § 2 Abs. 3 Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz 
(LBodSchAG) bei geplanten Vorhaben, die auf nicht versiegelte, nicht baulich veränderte oder 
unbebaute Flächen von mehr als 0,5 Hektar einwirken werden, ein Bodenschutzkonzept zur 
Gewährleistung des sparsamen, schonenden und haushälterischen Umgangs mit dem Boden 
im Rahmen der weiteren Vorhabensplanung bzw. -durchführung zu erstellen ist. 
 

5.0  Erneuerbare Energien  
Bei der Errichtung von baulichen Anlagen (Wohn- und Nichtwohngebäude) sind die Vorgaben 
des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), der Energie-Einspar-Verordnung 
(EnEV) sowie des Gesetzes zur erneuerbaren Wärmeenergie in Baden-Württemberg 
(EwärmeG), jeweils in der gültigen Fassung, zu beachten. 
 

6.0 Vogelschlag 
Zur Vermeidung von Vogelschlag an Glasflächen sollten Gebäudefassaden aus transparentem 
oder stark spiegelndem Glas möglichst vermieden oder mit Vorsorgeeinrichtungen gegen 
Vogelschlag (z. B. geriffeltes, geripptes oder mattiertes oder sonstiges reflexionsarmes Glas, 
Unterteilung der Glasfronten mit Markierungen im Abstand von 10 cm) ausgestattet werden. 
Beim unverzichtbaren Bau großer Fensterfronten, Fassadenöffnungen und Balkone > 2 m² 
Glasfläche und > 50 cm Breite ohne Leistenunterteilung sollten geeignete Maßnahmen und 
Materialien gemäß dem Stand der Technik ergriffen bzw. verwendet werden, um Vogelschlag 
an Glasflächen zu vermeiden. Durch die Verwendung von Glas mit geringem 
Außenreflexionsgrad < 15 % (Schmid, 2016) können Spiegelungen reduziert werden. Die 
dadurch entstehende Durchsicht kann durch halbtransparentes (bearbeitetes bzw. gefärbtes) 
Glas, Folien oder Muster vermindert werden. Es sind ausschließlich hochwirksame Muster, die 
durch genormte Flugtunneltests geprüft worden sind (Kategorie A der österreichischen Norm 
ONR 191040), zu verwenden. Einzelne Greifvogel-Silhouetten sowie UV-Markierungen sind 
nach aktuellem Erkenntnisstand nicht ausreichend wirksam und somit ungeeignet.  

 
Zum aktuellen Stand der Technik siehe Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten 
(http://www.vogelschutzwarten.de/ glasanflug.htm), Schweizerische Vogelwarte 
(https://vogel-glas.vogelwarte.ch) sowie Wiener Umweltanwaltschaft (https://wua-
wien.at/naturschutz-und-stadtoekologie/vogelanprallan-glasflaechen) 

 
7.0 Immissionsschutz 

Für haustechnische Anlagen wie Luftwärmepumpen, Klima- und Lüftungsgeräten gelten die 
immissionsschutzrechtlichen Anforderungen der Technischen Anleitung zum Schutz gegen 
Lärm (TA-Lärm). Diese Anlagen erzeugen Geräuschimmissionen, die insbesondere nachts im 
Wohnumfeld störend wirken können. Daher sind geeignete Standorte, Geräte und 
Lärmminderungsmaßnahmen nach dem Stand der Technik auszuwählen. 
Der jeweilige Standort soll im maximalen Abstand zu schützenswerten Immissionsorten in der 
Nachbarschaft wie Schlaf- und Wohnräumen sowie Außenwohnbereichen wie Terrassen und 
Balkonen liegen. Zusätzliche Schallbelastungen – beispielsweise durch Reflexion an den 
Wänden und Böden – sind möglichst zu verhindern. Die Möglichkeit einer Kapselung 
(Schalldämmgehäuse) und akustisch entkoppelten Aufstellung gegen den Untergrund (und ggf. 
gegen Wände) sind in der Konzeption zu berücksichtigen. 
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Als Hilfestellung dient der „LAI-Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei 
stationären Geräten in Gebieten, die dem Wohnen dienen“ der Bund/Länder-
Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz. Insbesondere die Kurzfassung für 
Luftwärmepumpen soll dabei unterstützen, die Geräuschproblematik dieser Geräte bei 
Planung, Auswahl, Errichtung und Betrieb zu berücksichtigen. 
 
Die von den aufgestellten haustechnischen Anlagen ausgehenden Geräuschemissionen dürfen 
am maßgeblichen Immissionsort die folgenden Werte nicht überschreiten: 
 
Maßgeblicher Immissionsort Beurteilungspegel 

 Tags (6:00 – 22:00 Uhr) Nachts (22:00 – 6:00 Uhr) 

Allgemeines Wohngebiet (WA) 55 dB(A) 40dB(A) 

 
Hinweis: Der Messpunkt befindet sich hierbei 0,5 m außerhalb des geöffneten Fensters des 
vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raumes. 

 
8.0  Gewässerrandstreifen 

Angrenzend an das von dem Bebauungsplan betroffene Gebiet verläuft der Mühlkanal, ein 
Gewässer II. Ordnung und der Gewerbekanal ein Gewässer II. Ordnung von 
wasserwirtschaftlicher Bedeutung. 
Nach § 38 WHG und § 29 WG sind demnach die festgesetzten Gewässerrandstreifen von fünf 
Metern Breite ab Bemessungslinie (bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante ab 
der Böschungsoberkante, sonst die Linie der Mittelwasserstandes) im Innenbereich 
einzuhalten. Hier sind u. a. verboten: 

• die Errichtung von baulichen und sonstigen Anlagen (auch gemäß LBO verfahrensfreie 
Vorhaben); zu den sonstigen Anlagen gehören auch Auffüllungen, Terrassen, 
Überdachungen, Stellplätze, Lagerplätze. Wegbefestigungen, Gartenhütten und feste 
Zäune. 

• das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern sowie das 
Neuanpflanzen von nicht standortgerechten Bäumen und Sträuchern,  

• die nicht zur zweitweisen Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfluss 
behindern können oder die fortgeschwemmt werden können. 

• Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 

 
  


